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Einreicher: Verwaltung
 
Drucksachen-Nr.: KA/BV/225/2026
 
Einreichung: 23.07.2026
 

Beratungsfolge Termin TOP

Kreisausschuss 14.09.2026  

 
 
Betr.:
Überplanmäßige Ausgabe in der Haushaltsstelle 481000.671000 - Vollzug des
Unterhaltsvorschussgesetzes / Erstattung von Ausgaben des VWH - Land
 
Der Kreisausschuss möge beschließen:
 
Den überplanmäßigen Ausgaben in der Haushaltsstelle 481000.671000 – Vollzug des
Unterhaltsvorschussgesetzes / Erstattung von Ausgaben des VWH - Land – in Höhe
von 150.000,00 € wird zugestimmt. 
 
Die Deckung erfolgt durch Minderausgaben in der Haushaltsstelle 481000.788000
–Vollzug des Unterhaltsvorschussgesetzes / sonstige soziale Angelegenheiten
(UVG-Leistungen) – in Höhe von 150.000,00 €.  
 
 
 
Begründung:
 
Der Planansatz 2026 der Haushaltsstelle 481000.671000 – Vollzug des
Unterhaltsvorschussgesetzes / Erstattung von Ausgaben des VWH - Land – beträgt
400.000,00 €.
 
Erfolgreiche Rückforderungen von UVG-Leistungen vom unterhaltsverpflichteten
Elternteil gemäß § 7 UVG haben zu höheren Einnahmen in den Haushaltsstellen
481000.243000 (Rückforderungen selbst) und 481000.249000 (zugehörige Zinsen)
geführt. 
 
Von diesen Einnahmen müssen gem. § 8 Abs. 2 Unterhaltsvorschussgesetz 40% über
das Land Thüringen an den Bund zurückgeführt werden. 
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Die Abrechnung für den Zeitraum Oktober bis Dezember 2025 erfolgt erst in 2026.
Dies führt zu einer Überschreitung des Planansatzes in der Haushaltstelle
481000.671000 in Höhe von 150.000,00 €.
 
Das Anordnungssoll der Haushaltsstelle zum 23.07.2026 beträgt 286.909,63 €. Bis
Jahresende werden Ausgaben in Höhe von 550.000,00 €.
 
Die Deckung erfolgt durch Minderausgaben in der Haushaltsstelle 481000.788000
–Vollzug des Unterhaltsvorschussgesetzes / Sonstige soziale Angelegenheiten -
UVG-Zahlungen. Das Anordnungssoll der Haushaltsstelle zum 23.07.2026 beträgt
2.320.654,00 € bei einem Planansatz von 5.500.000,00 €.
 
Der Kreisausschuss möge die überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 150.000,00 €
zur Absicherung der Pflichtaufgabe genehmigen.
 
 
 
A h k e 
Landrat
 
Anlagen:
 
 
 

□ Vorlage wurde ohne / mit Änderung zum Beschluss erhoben

□ Vorlage wurde abgelehnt

□ Vorlage wurde zurückgezogen

 
 
Abstimmungsergebnis:

Ja: Nein: Enthaltungen:
 




